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Vorwort 

Die Arbeit ist im Sommersemester 1996 von der Juristischen Fakultät 
der Universität Passau als Habilitationsschrift angenommen worden. 
Das Manuskript wurde im April 1996 - rund 15 Jahre nach dem „Naß-
auskiesungsbeschluß" des Bundesverfassungsgerichts - abgeschlossen. 
Von daher erklärt sich die Zeitangabe im Untertitel, die zugleich ein 
Zwischenresümee anzeigen soll. Das schließt die Weiterbehandlung der 
komplexen Problematik naturgemäß nicht aus. Doch konnten nachfol-
gende Rechtsprechung und Literatur im Zuge der Drucklegung nur noch 
zum Teil berücksichtigt werden. 

Betreut wurde die Arbeit von Professor Dr. Herbert Bethge, der mei-
nen wissenschaftlichen Werdegang von Beginn an begleitet und die Fer-
tigstellung der Arbeit in vielfältiger Weise gefördert hat. Dafür gebührt 
ihm mein ganz besonderer Dank. Er gilt auch Professor Dr. Hartmut 
Söhn, der das Zweitgutachten übernommen hat. 

Nicht zuletzt habe ich den studentischen Mitarbeitern des Lehrstuhls 
zu danken, die mit dazu beigetragen haben, das Manuskript in eine 
druckfertige Endfassung zu bringen. 

Passau, im März 1998 Joeben Rozek 
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m.w.N. mit weiteren Nachweisen 

Nachw. Nachweise 
N a t S c h G Naturschutzgesetz 
Nds, nds Niedersachsen, niedersächsisch 
n.F. neue Folge, neue Fassung 
N J W Neue Juristische Wochenschrift 
Nr. N u m m e r 
N u R Natur und Recht 
N V w Z Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 
N V w Z - R R NVwZ-Rechtsprechungs-Repor t 
N W Nordrhein-Westfalen, nordrhein-westfälisch 
N W V B L Nordrhein-Westfäl ische Verwaltungsblätter 

O V G Oberverwaltungsgericht 
O V G E Entscheidungen der Oberverwaltungsgerichte Münster und 

Lüneburg 
P r A L R Allgemeines Landrecht für die Preußischen Staaten 

vom 5. 2 . 1 7 9 4 
R d L Recht der Landwirtschaft 
R G Reichsgericht 
R G B l . Reichsgesetzblatt 
R G Z Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 
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RhPf, rhpf Rheinland-Pfalz, rheinland-pfälzisch 
Rn. Randnummer(n) 
Rspr. Rechtsprechung 

S. Seite 
Saarl, saarl Saarland, saarländisch 
sog. sogenannt 
Sp. Spalte 
st. Rspr. ständige Rechtsprechung 
str. streitig 

Tbd . Teilband 

u.a. unter anderem 
usw. und so weiter 
u.U. unter Umständen 

v. vom 
Var. Variante 
VB1BW Verwaltungsblätter für Baden-Würt temberg 
VerwArch Verwaltungsarchiv 
V G H Verwaltungsgerichtshof 
vorl. vorläufig 
V G H Verwaltungsgerichtshof 
vgl. vergleiche 
Vorbem. Vorbemerkung 
VR Verwaltungsrundschau 
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung Deutscher Staatsrechtslehrer 
V w G O Verwaltungsgerichtsordnung 
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 

WRV Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August 1919 
(Weimarer Reichsverfassung) 

z.B. zum Beispiel 
ZfBR Zeitschrift für deutsches und internationales Baurecht 
Z G Zeitschrift für Gesetzgebung 
Ziff . Ziffer 
Z R P Zeitschrift für Rechtspolitik 
z.T. zum Teil 



1. Teil 

Einführung und Problemstellung 

Die Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG gewährleistet eines 
der vornehmsten Freiheitsrechte; desungeachtet gestattet Art. 14 GG 
dem Staat gleich in mehrfacher Hinsicht, im Bereich der Eigentumsga-
rantie tätig zu werden. Die auch äußerlich vergleichsweise recht aufwen-
dig formulierte Verbürgung gehört deshalb nicht ohne Grund zu den 
meistbehandelten, aber auch meistumstrittenen Grundrechten. Die viel-
fältigen und differenzierten Möglichkeiten, die dem Staat zu Gebote ste-
hen, um auf das Eigentum einzuwirken, lassen sich dabei nach unter-
schiedlichen Kriterien kategorisieren1: 

Einwirkungsobjekt können die Rechtsinhaberschaft als solche, die 
Substanz der Rechtsinhaberschaft, d.h. einzelne Rechte und Befugnisse 
aus der Gesamtheit der Rechtsposition, oder ein sächliches Substrat der 
Rechtsinhaberschaft sein. 

Die Einwirkung kann sich darstellen als Entziehung der gesamten 
Rechtsinhaberschaft (Totalentzug), als Schmälerung der rechtlichen 
Substanz durch Entziehung oder Verminderung einzelner Rechte und 
Befugnisse sowie als Beeinträchtigung des sächlichen Substrats (Zerstö-
rung, Beschädigung, Verminderung). 

Als Mittel und Formen der Einwirkung lassen sich formelle und/oder 
materielle Gesetze, individuelle Gebote und Verbote in Gestalt von Ver-
waltungsakten, hoheitliche Realakte sowie sonstige, insbesondere unge-
zielte und ungewollte, Aus- und Nebenwirkungen hoheitlicher Maßnah-
men ausmachen. 

Die Frage, wie sich innerhalb dieses breiten und nuancenreichen Ein-
wirkungsspektrums die entschädigungspflichtigen von den entschädi-
gungslosen Eigentumseingriffen abgrenzen lassen, stand schon lange vor 

1 Ossenbühl, Staatshaftungsrecht, 4. Aufl. 1991, S. 143; vgl. auch Schwabe, in: FS für 
Werner Thieme, 1993, S. 251 ff. 
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der Geltung des Grundgesetzes im Brennpunkt des juristischen Interes-
ses, namentlich der wissenschaftlichen Diskussion. In der überkomme-
nen Rechtsprechung und Lehre sind diese Debatten unter dem Rubrum 
„Sozialbindung oder Enteignung" geführt worden, wobei unter „Sozial-
bindung" diejenige Eigentumsbeschränkung verstanden worden ist, die 
nicht als Enteignung zur Entschädigung verpflichtet2. Die maßgeblichen 
Abgrenzungskriterien hängen daher seitdem traditionellerweise vom Be-
griff der Enteignung ab. Die Abgrenzungsaufgabe wird nicht gerade da-
durch erleichtert, daß der Enteignungsbegriff im Laufe der geschichtli-
chen Entwicklung des Eigentumsschutzes immer wieder umdefiniert 
worden ist3. 

Auch unter der Geltung des Grundgesetzes stellte sich von Anfang an 
die Abgrenzungsfrage zwischen Inhalts- und Schrankenbestimmung ge-
mäß Art. 14 Abs. 1 Satz 2 G G einerseits und Enteignung gemäß Art. 14 
Abs. 3 G G andererseits. Das Grundgesetz gewährleistet in Art. 14 
Abs. 1 Satz 1 G G das Eigentum, überträgt in Art. 14 Abs. 1 Satz 2 G G 
dem Gesetzgeber die Aufgabe, Inhalt und Schranken des Eigentums zu 
bestimmen, und ermächtigt in Art. 14 Abs. 3 G G schließlich dazu, durch 
Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes, das gemäß Art. 14 Abs. 1 Satz 1 
G G geschützte Eigentum unter bestimmten Voraussetzungen zu entzie-
hen. Da Art. 14 Abs. 3 G G zwar spezielle Zulässigkeitsvoraussetzungen 
für eine Enteignung normiert, aber keine Aussage zum Begriff und Inhalt 
der Enteignung trifft, diese vielmehr voraussetzt, ist die Frage nach den 
konstitutiven Enteignungsmerkmalen und nach der Abgrenzung bzw. 
Unterscheidung der Enteignung von der Inhalts- und Schrankenbestim-
mung („Sozialbindung") auch heute noch das wohl umstrittenste Thema 
im Anwendungsbereich des Art. 14 G G 4 . Dabei geht es angesichts der 
diversen Einwirkungen und Eingriffe des Staates auf bzw. in das Eigen-
tum und in Anbetracht der daraus resultierenden Rechtsschutzmöglich-

2 Aus der älteren Literatur siehe vor allem Leisner, Sozialbindung des Eigentums, 1972, 
S. 43; Bender, NJW 1965, 1297; ders., Staatshaftungsrecht, 2. Aufl. 1974, Rn. 18 ff.; Seil-
mann, NJW 1965, 1689 ff.; R. Schneider, VerwArch Bd. 58 (1967), S. 197, 301 ff.; Ram-
sauer, DVB1. 1980, 539; Schulze-Osterloh, NJW 1981, 2537 ff.; siehe ferner Böhmer, Der 
Staat Bd. 24 (1985), S. 157; Leisner, in: HdbStR, Bd. VI, 1989, § 149 Rn. 133 ff.; Ossen-
bühl, Staatshaftungsrecht, 4. Aufl. 1991, S. 144 ff.; Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14 
Rn. 336 ff. 

3 Vgl. dazu an dieser Stelle nur Ossenbühl, Staatshaftungsrecht, 4. Aufl. 1991, S. 142f.; 
Steinberg/Lubberger, Aufopferung - Enteignung und Staatshaftung, 1991, S. 31 ff.; Mau-
rer, in: FS für Günter Dürig, 1990, S. 290 ff. 

4 Entsprechend die Einschätzungen von Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14 Rn. 344; 
Schwabe, J Z 1991, 777; Lege, NJW 1993, 2565 f. m.w.N. 
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keiten des Eigentümers (Art. 19 Abs. 4, Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG) bei 
weitem nicht (nur) um eine Angelegenheit von rechtstheoretischem oder 
gar nur akademischem Interesse. 

A. Die Eigentumsgarantie - ein Freiheitsgrundrecht 

Art. 14 GG zählt zu den elementaren Grundrechten; das in der Eigen-
tumsgarantie enthaltene Bekenntnis zum Eigentum Privater gilt zu Recht 
als eine Wertentscheidung des Grundgesetzes von besonderer Bedeutung 
für den sozialen Rechtsstaat5. Art. 14 GG konstituiert ein Freiheits-
grundrecht. 

Das Bundesverfassungsgericht umschreibt - mit Blick auf die Bedeu-
tung des Art. 14 GG im Gesamtgefüge des Grundgesetzes - in ständiger 
Rechtsprechung Zweck und Funktion der Eigentumsgarantie dahinge-
hend, daß ihr die Aufgabe zukommt, dem Träger des Grundrechts einen 
Freiheitsraum im vermögensrechtlichen Bereich zu sichern und ihm da-
mit eine eigenverantwortliche Gestaltung seines Lebens zu ermöglichen6. 
Die freiheitsschützende Funktion der Eigentumsgarantie steht in Bezie-
hung zur Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 Satz 1 GG) als dem tragenden 
Konstitutionsprinzip des Grundgesetzes. Denn der Freiheitsraum im ver-
mögensrechtlichen Bereich mit der Möglichkeit der Selbstverantwor-
tung bewahrt den Einzelnen auch davor, zum „bloßen Objekt" im Staat 
zu werden7 . Eigentum und Freiheit sind also alles andere als ein konträ-
res Begriffspaar; vielmehr steht Art. 14 GG im „inneren Zusammenhang 
mit der Garantie der persönlichen Freiheit"8: 

5 BVerfGE 14, 263 (277); 21, 150 (155). Die Betonung des Ranges der Eigentumsga-
rantie als Freiheitsgrundrecht darf freilich nicht zu einer Hypostasierung der Eigentums-
freiheit gegenüber anderen Grundrechten führen. Ebensowenig enthält Art. 14 GG ange-
sichts der gerade dort betonten Gemeinschaftsbezogenheit der Grundrechtsausübung 
(Art. 14 Abs. 2 GG) einen Freibrief zu „eigentumsrechtlicher Libertinage". Kritisch gegen-
über einer Uberbetonung von „Bestand", „Besitztum" und „Haben" als Ausdruck der Vor-
stellung, Eigentumsschutz sei die eigentliche Form von Freiheitsschutz, jüngst Bull, NJW 
1996, 281 f., 284. 

6 BVerfGE 30, 292 (334); 53, 257 (290); 68, 193 (222); 79, 292 (304); 83, 201 (208). 
7 Bryde, in: von Münch/Kunig (Hrsg.), GGK, Bd. 1, 4. Aufl. 1992, Art. 14 Rn. 3. Zur 

sog. Objektformel siehe BVerfGE 9, 89 (95); 27, 1 (6); 45, 187 (228); 50, 166 (175); 72, 
105 (116); Kunig, in: von Münch/Kunig (Hrsg.), GGK, Bd. 1, 4. Aufl. 1992, Art. 1 Rn. 22 f. 

8 BVerfGE 24, 367 (389); 30, 292 (334); 31, 229 (239); 46, 263 (293); 50, 290 (339); 
53, 257 (290); 70, 191 (201); vgl. auch Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14 Rn. 1 ff.; 
Kimminich, in: Bonner Kommentar, Art. 14 Rn. 18 ff.; Bryde, in: von Münch/Kunig 
(Hrsg.), GGK, Bd. 1, 4. Aufl. 1992, Art. 14 Rn. 3; Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 3. Aufl. 
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Grundrechtlich geschützt wird zuvörderst die persönliche Rechtsstel-
lung des Eigentümers; die Eigentumsgarantie beinhaltet insoweit ein all-
gemeines Persönlichkeitsrecht und personenbezogenes Freiheitsrecht9. 
Sie ist nicht in erster Linie eine Sachgarantie, sondern eine Recbtsträger-
garantie. 

Auf eben dieser Linie liegt es, wenn das Bundesverfassungsgericht eine 
Grundrechtsträgerschaft juristischer Personen des öffentlichen Rechts 
gemäß Art. 19 Abs. 3 GG in bezug auf das Eigentumsgrundrecht (u.a.) 
mit der ebenso eleganten wie prägnanten Formel verneint, Art. 14 GG 
als Grundrecht schütze nicht das Privateigentum, sondern das Eigentum 
Privater10. In Rede steht die Verpflichtung des Gesetzgebers, Freiheit im 
Vermögenswerten Bereich zu sichern. Aufgabe des Gesetzgebers im Rah-
men von Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG ist daher nicht primär die Schaffung 
von Privateigentum, sondern von Eigentum Privater. 

Als personenbezogene Rechtsträgergarantie (Bestandsgarantie), die 
die konkrete Eigentumsposition in der Hand des einzelnen Grundrechts-
trägers schützt, gibt Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG die Befugnis, rechtswidri-
ge Einwirkungen auf die als „Eigentum" geschützten Rechtspositionen 
abzuwehren. Das wegen des Vorranges der Verfassung (Art. 1 Abs. 3, 
Art. 20 Abs. 3 GG) auch den Gesetzgeber bindende grundrechtliche Ab-
wehrrecht bewahrt den Grundrechtsträger im Zusammenspiel mit einem 
umfassenden Rechtsschutz gegen die öffentliche Gewalt (Art. 19 Abs. 4 
Satz 1 GG), der mit der Verfassungsbeschwerde (Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a 
GG) bzw. der (konkreten) Normenkontrolle (Art. 100 Abs. 1 GG)11 

1995, Art. 14 Rn. 1; Rittstieg, in: AK-GG, Bd. 1, 2. Aufl. 1989, Art. 14/15 Rn. 74; Wendt, 
in: Sachs (Hrsg.), GG, 1996, Art. 14 Rn.4•,Wieland, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. I, 1996, 
Art. 14 Rn. 25; Hesse, Grundzüge, 20. Aufl. 1995, Rn .442 . Dies gilt auch für die wirt-
schaftliche Betätigungsfreiheit; BVerfGE 78, 58 (73 f.); BVerwGE 81, 329 (341). Eingehend 
zur Thematik „Eigentum und Freiheit" auch Wendt, Eigentum und Gesetzgebung, 1985, 
S. 80 ff.; von Brünneck, Die Eigentumsgarantie des Grundgesetzes, 1984, S. 386 ff. jeweils 
m.w.N. 

9 Vgl. BVerfGE 24, 367 (389, 400); 31, 229 (239); 50, 290 (339); 53, 257 (290). 
10 BVerfGE 61, 82 (108 f.); vgl. auch BVerfGE 75, 192 (196); Breuer, Bodennutzung, 

1976, S. 22; Ronellenfitsch, JuS 1983, 596; Bethge, Die Grundrechtsberechtigung juristi-
scher Personen nach Art. 19 Abs. 3 Grundgesetz, 1985, S. 109 f.; Manssen, Privatrechtsge-
staltung durch Hoheitsakt, 1994, S. 252; kritisch zuletzt Wieland, in: Dreier (Hrsg.), GG, 
Bd. 1,1996, Art. 14 Rn. 62. 

11 Zu dem über den Grundsatz der Subsidiarität der Verfassungsbeschwerde vermittel-
ten Zusammenhang zwischen Rechtssatzverfassungsbeschwerde (gegen formelle Gesetze) 
und konkreter Normenkontrolle vgl. nur BVerfGE 69, 122 (125 f.); 74, 69 (74 f.); 79, 1 
(19 ff.); 84, 90 (116); 85, 80 (85 f.); 86, 15 (23 ff.); 86, 382 (386 ff.); Schiaich, Das Bundes-
verfassungsgericht, 3. Aufl. 1994, Rn. 245 f.; Warmke, Die Subsidiarität der Verfassungs-
beschwerde, 1993, S. 61 ff. m.w.N. 
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letztlich selbst gegenüber dem formellen Gesetzgeber greift, vor unge-
rechtfertigten Einwirkungen des Staates und seiner Untergliederungen12. 

B. Die (Fehl-)Entwicklung der grundgesetzlichen 
Eigentumsdogmatik 

Die Entwicklung der grundgesetzlichen Eigentumsdogmatik, die Inter-
pretation und Konkretisierung - in der jüngeren Juristensprache wohl 
auch: Operationalisierung - ist, was im nachhinein höchst bemerkens-
wert und nachgerade erstaunlich anmutet13, nicht etwa von Anfang an 
vom Bundesverfassungsgericht als dem berufenen Hüter der Verfassung 
und der Grundrechte bestimmend beeinflußt worden; vielmehr ist vor 
allem der Enteignungsbegriff zunächst über Jahrzehnte hinweg entschei-
dend vom Bundesgerichtshof geprägt worden, dessen verfassungskräfti-
ge Rechtswegzuständigkeit durch Art. 14 Abs. 3 Satz 4 GG („wegen der 
Höhe der Entschädigung") begründet wird. Im Rahmen der - der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit seit jeher (vgl. schon Art. 153 Abs. 2 Satz 3 
WRV) zugewiesenen - Traditionszuständigkeit für die Entscheidung 
über die Höhe der Entschädigung hat der Bundesgerichtshof stets auch 
über die „Vorfrage" des tatbestandlichen Vorliegens einer Enteignung 
entschieden14. Damit nicht genug: Der Bundesgerichtshof erweiterte die-
se Entscheidungskompetenz um die Entschädigungspflicht des Staates 
aus anderen „eigentumsrelevanten" Haftungstatbeständen - aus „ent-
eignungsgleichem Eingriff" und aus „enteignendem Eingriff"1 5 . Mit 

12 Böhmer, AgrarR 1984, Beilage I, S. 8; ders., NJW 1988, 2564; Dörr, NJW 1988, 
1049; Schock, Jura 1989, 114. 

13 Dies konstatiert auch Schmid, Zur Verfassungsmäßigkeit salvatorischer Entschädi-
gungsklauseln, 1994, S. 45 f. 

14 Vgl. BGHZ 4 , 2 6 6 (272); 15, 268; siehe auch BVerwGE 1 ,42 (44); 39 ,169 (171); 42, 
250 (252); Steinberg/Lubberger, Aufopferung - Enteignung und Staatshaftung, 1991, 
S. 199 f.; Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14 Rn. 651 ff.; Kimminich, in: Bonner Kom-
mentar, Art. 14 Rn. 563 ff.; Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 3. Aufl. 1995, Art. 14 Rn. 66. -
Unzutreffend ist der Vorwurf, der BGH habe damit die Beschränkung der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit auf Streitigkeiten über die Höhe einer Enteignungentschädigung mißachtet 
und schon deshalb seine Kompetenzen überschritten; so indes Schoch, Jura 1989, 113; / . 
Ipsen, DVB1. 1983, 1031; Götz, DVB1. 1984, 396; Böhmer, NJW 1988, 2565; ders., Der 
Staat Bd. 24 (1985), S. 195. Jede Entscheidung über die Anspruchshöhe setzt immer auch 
eine (Vorfragen-)Prüfung und Entscheidung darüber voraus, ob der Entschädigungsan-
spruch dem Grunde nach entstanden ist; vgl. Papier, a.a.O.; Detterbeck, JA 1991, 10; 
Sproll, JuS 1995, 1085. 

15 Vgl. für den „enteignungsgleichen Eingriff" grundlegend BGHZ 6, 270 (290); ferner 
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Ausnahme einer frühen Entscheidung zur Bedeutung der Junktimklau-
sel16 hatte das Bundesverfassungsgericht demgegenüber in den Anfangs-
jahren des Grundgesetzes wenig Gelegenheit, die Dogmatik des Eigen-
tumsgrundrechts zu entwickeln oder auch nur mittelbar mit Korrektur-
anspruch gegenüber der (ordentlichen) Fachgerichtsbarkeit zu begleiten. 

I. Die „Weimarer Hypothek" 

Die langwährende Rechtsprechungsägide des Bundesgerichtshofes hatte 
zur Folge, daß das Grundrecht des Art. 14 GG zunächst fast ausschließ-
lich aus der Sicht des Art. 14 Abs. 3 GG und nicht von der Warte des 
Art. 14 Abs. 1 GG ausgelegt und angewendet worden ist17, d.h. in einer 
entschädigungsrechtlichen Traditionslinie, die letztlich auf den Gedan-
ken der Aufopferung zurückführt18. Ohne daß die prätorische Leistungs-
kraft der ordentlichen Gerichtsbarkeit grundsätzlich in Frage gestellt 
werden soll, war jedenfalls für die Handhabung des Eigentumsgrund-
rechts lange Zeit die Entschädigungsfrage dominierend. Die Inanspruch-
nahme des Art. 14 GG erschöpfte sich im wesentlichen in der alterna-
tiven Entgegensetzung von entschädigungspflichtiger Enteignung (mit-
samt den vermeintlich ähnlich gelagerten Haftungstatbeständen des 
„enteignungsgleichen" und des „enteignenden Eingriffes") und von ent-
schädigungsfreier „Sozialbindung". Das Eigentumsgrundrecht wurde 
sozusagen von der Entschädigung her angegangen. 

1. Die (unreflektierte) Anknüpfung an die Weimarer 
Eigentumsrecbtslage 

Die rechtshistorischen Wurzeln dieser Vorgehensweise reichen weit in 
die vorgrundgesetzliche Zeit zurück. Daß das Reichsgericht in ständiger 
Rechtsprechung das Eigentumsrecht nicht durch dessen Anerkennung 

BGHZ 7, 296 ff.; 13, 88 ff.; 32, 208 ff.; für den „enteignenden Eingriff" etwa BGH NJW 
1965,1907; BGHZ 57, 359 ff.; 64, 220 ff.; BGH NJW 1980, 770; instruktiv zur Entwick-
lung der BGH-Rechtsprechung auch Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 11. Aufl. 
1997, § 26 Rn. 20 ff. m.w.N. 

16 BVerfGE4, 219 (228 ff.). 
17 Zutreffend Osterloh, DVB1. 1991, 907; dazu auch Schock, in: FS für Karlheinz Bou-

jong, 1996, S. 656 f.; Wieland, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. I, 1996, Art. 14 Rn. 28. 
18 Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 11. Aufl. 1997, § 2 6 Rn. 2. Zur Geschichte 

und zur Entwicklung des Aufopferungsgedankens zuletzt Schmidt-Kammler, JuS 1995, 
473 ff. m.w.N. 
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als Grundrecht, sondern durch die Vorschriften zur Enteignung als ver-
fassungsrechtlich geschützt ansah19, ist von eminenter Bedeutung auch 
für das Verständnis der überkommenen Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofes zum Enteignungsbegriff, da der Bundesgerichtshof von An-
fang an der Ansicht war, an die reichsgerichtliche Judikatur nahtlos an-
knüpfen zu können: Für den Bundesgerichtshof stand seit dem Beschluß 
des Großen Senats vom 10.6 .1952 zunächst und auf lange Zeit fest, daß 
das Schwergewicht des verfassungsrechtlichen Eigentumsschutzes 
(auch) nach Art. 14 GG in der Entschädigungsfrage liege20. Auf der Ba-
sis eines rein enteignungsrechtlichen Eigentumsschutzes verband sich 
mit einer Ausweitung des Enteignungsbegriffes in der Tat zugleich eine 
Ausweitung des Eigentumsschutzes21; es galt das Motto: Je weiter der 
Enteignungsbegriff, desto effektiver der Eigentumsschutz. Diese rein ent-
schädigungsrechtliche Perspektive führte zu folgendem Ergebnis22: 
Art. 14 Abs. 3 GG wurde - entgegen seinem Wortlaut - unmittelbar als 
Anspruchsgrundlage für eine Entschädigung „nach Enteignungsgrund-
sätzen" interpretiert. Ein Entschädigungsanspruch wurde vom Bundes-
gerichtshof immer dann bejaht, wenn eine Eigentumsbeeinträchtigung 
nach Maßgabe richterlicher Abwägung nicht mehr als eine entschädi-
gungslos zumutbare „Sozialbindung" des Eigentums, sondern als ein 
entschädigungslos „unzumutbares Sonderopfer" zu bewerten war. Son-
derlich viel Differenzierung wurde dabei nicht an den Tag gelegt. Gesetz-
liche und administrative, rechtmäßige und rechtswidrige, rechtliche und 
faktische Eigentumsbeeinträchtigungen fielen im Grunde unterschieds-
los unter diesen weiten Entschädigungstatbestand. Der Begriff des „un-
zumutbaren Sonderopfers" kennzeichnete dabei nicht nur einen (forma-
len) Verstoß gegen den Gleichheitssatz, sondern signalisierte - über das 
Kriterium der „Unzumutbarkeit" sowie das Bild des „Opfers" - letztlich 
auch einen (materiellen) Verstoß gegen den Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit im engeren Sinne23. Maßgeblich für den Anwendungsbereich des 

19 Vgl. RGZ 103, 200 (201); 111, 123 (130); 111, 224 (226); 111, 320 (325 f.); 116, 
268 (272); 128, 165 (172); 129, 146 (149); 129, 246 (250 f.); 137, 163 (167); 139, 177 
(182). Zur Entwicklung der reichsgerichtlichen Rechtsprechung instruktiv Steinberg/Lub-
berger; Aufopferung - Enteignung und Staatshaftung, 1991, S. 32 ff. m.w.N. 

2 0 BGHZ (GS) 6, 270 (282). 
21 Steinberg/Lubberger, Aufopferung - Enteignung und Staatshaftung, 1991, S. 37; vgl. 

auch Wieland, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. I, 1996, Art. 14 Rn. 7. 
2 2 Vgl. zusammenfassend BGHZ 60, 126 ff.; Osterloh, JuS 1992, L 10. 
2 3 Letzteres wurde freilich nicht offengelegt, was vielleicht auch ein Grund mehr dafür 

gewesen ist, daß sich die Rechtsprechungskasuistik im Laufe der Zeit mehr und mehr in 
Richtung auf eine „Entschädigungsbilligkeitsjudikatur" hin entwickelt hat. Zur allmähli-
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Art. 14 Abs. 3 GG war hiernach eine von der Rechtsprechung vorge-
nommene Abwägung zu den Grenzen zulässiger „Sozialbindung", deren 
Kriterien mittels der Figur des entschädigungslos „unzumutbaren Son-
deropfers" entwickelt wurde. Das Eigentumsgrundrecht war zum Ge-
genstand des sekundären Staatshaftungsrechts degradiert. 

Bei alledem wurde freilich vor allem eines vollständig übersehen bzw. 
ausgeblendet: Während noch unter Geltung der direkten Vorläuferbe-
stimmung des Art. 14 GG - des Art. 153 der Weimarer Reichsverfassung 
(WRV)24 - verfassungsrechtlicher Eigentumsschutz ausschließlich über 
die Vorschriften zur Enteignung erfolgte und die Gewährleistung des Ei-
gentums nichts anderes besagte als die „Verheißung" (Anscbütz) einer 
Entschädigung bei staatlichem Zugriff auf eine Eigentumsposition25, ist 
Art. 14 GG gerade nicht primär von der Entschädigung her konzipiert, 
die einen Eigentumsverlust nur zu kompensieren trachtet. Art. 14 Abs. 1 
Satz 1 GG sichert als Bestandsgarantie zuvörderst den Bestand des Ei-
gentums in dessen jeweiligen konkreten Ausgestaltung in der Hand des 
Einzelnen und gewährleistet in dieser Funktion als subjektives Abwehr-
recht ein individuell einklagbares Grundrecht26. Entsprechend der klas-
sischen subjektiv-rechtlichen Abwehrrichtung schützt Art. 14 Abs. 1 
Satz 1 GG grundsätzlich und umfassend vor unzulässigen Eingriffen in 
konkret bestehende und individuell zugeordnete Eigentumspositionen 
gegenüber allen Trägern hoheitlicher Gewalt27. Infolgedessen richtet 

chen Anreicherung der Sonderopfertheorie um materielle Kriterien durch den BGH vgl. 
noch Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 11. Aufl. 1997, § 26 Rn. 19. 

2 4 RGBl. 1919, S. 1383 ff. Art. 153 war im zweiten Hauptteil der WRV („Grundrechte 
und Grundpflichten") mit folgendem Wortlaut enthalten: 

„[Abs. 1] Das Eigentum wird von der Verfassung gewährleistet. Sein Inhalt und seine 
Schranken ergeben sich aus den Gesetzen. 

[Abs. 2] Eine Enteignung kann nur zum Wohle der Allgemeinheit erfolgen und auf ge-
setzlicher Grundlage vorgenommen werden. Sie erfolgt gegen angemessene Entschädigung, 
soweit nicht ein Reichsgesetz etwas anderes bestimmt. Wegen der Höhe der Entschädigung 
ist im Streitfalle der Rechtsweg bei den ordentlichen Gerichten offen zu halten, soweit 
Reichsgesetze nicht anderes bestimmen. Enteignungen durch das Reich gegenüber Län-
dern, Gemeinden und gemeinnützigen Verbänden kann nur gegen Entschädigung erfolgen. 

[Abs. 3] Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich Dienst sein für das gemeine 
Beste." 

2 5 Böhmer, NJW 1988, 2562. 
2 6 BVerfGE 24, 367 (396 f., 400); 58, 300 (323); 74, 264 (281, 283); 83, 201 (211 f.); 

Böhmer, in: J. F. Baur (Hrsg.), Das Eigentum, 1989, S. 45; Schock, in: FS für Karlheinz Bou-
jong, 1996, S. 660, 663; Wieland, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. I, 1996, Art. 14 Rn. 63. 

2 7 Vgl. BVerfGE 50, 290 (340 m.w.N.); 58, 300 (349); 79, 29 (40); Wendt, in: Sachs 
(Hrsg.), GG, 1996, Art. 14 Rn. 9; Pieroth/Schlink, Grundrechte - Staatsrecht II, 12. Aufl. 
1996, Rn. 963; Melchinger, Die Eigentumsdogmatik des Grundgesetzes und das Recht des 
Denkmalschutzes, 1994, S. 126. 
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sich das in Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG enthaltene grundrechtliche Abwehr-
recht zuvörderst auf die Erhaltung oder Wiederherstellung des verfas-
sungsmäßigen Zustandes28. Das Abwehrrecht läßt sich demgemäß auch 
nicht durch eine staatliche Entschädigung einfach „abkaufen". Verlet-
zungen der persönlichen Bestandsgarantie des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG 
werden durch die staatliche Gewährung einer Entschädigung nicht ge-
heilt. 

Aufgrund der Verkennung der Tatsache, daß die innere Struktur von 
Art. 14 GG und Art. 153 WRV ungeachtet mancher textlichen Überein-
stimmung insoweit diametral verschieden ist, als die Eigentumsschutz-
funktion unter dem Grundgesetz zentral von der Eigentumsgewährlei-
stung gemäß Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG wahrgenommen wird und nicht 
(mehr) - entsprechend der Weimarer Verfassungsrechtslage - von der 
Enteignungsvorschrift des Art. 14 Abs. 3 GG, mußte die vom Bundesge-
richtshof praktizierte Anknüpfung seiner Rechtsprechung an die des 
Reichsgerichts zu Art. 153 WRV somit zwangsläufig zu mit Art. 14 GG 
unvereinbaren Resultaten führen. Man kann ohne Übertreibung konsta-
tieren, daß sich die ordentliche Gerichtsbarkeit unter Führung des Bun-
desgerichtshofes dergestalt in eine ausweglose Lage manövriert hatte. 
Dabei hatte es an warnenden Zeichen nicht gefehlt. 

2. Die Entscheidung zum „Hamburger Deichordnungsgesetz" 
(BVerfGE 24, 367 f f . ) - ein zunächst unbeachtet gebliebenes 
„Menetekel" 

Das Bundesverfassungsgericht hat schon lange vor dem Naßauskie-
sungsbeschluß29 - nämlich schon 1968 im Hamburger Deichordnungs-
urteil vom 18. 12. 19683 0 - unmißverständlich darauf hingewiesen, daß 
Art. 14 GG gegenüber seiner Weimarer Vorläuferbestimmung eine ele-
mentare Neubestimmung des verfassungsrechtlichen Eigentumsschutzes 
vollzogen hat: 

Die Eigentumsgarantie des Art. 14 GG „hat nicht in erster Linie die 
Aufgabe - und schon insoweit geht sie über Art. 153 WRV hinaus - die 
entschädigungslose Wegnahme von Eigentum zu verhindern, sondern 
den Bestand des Eigentums in der Hand des Eigentümers zu sichern. Die 
zur Weimarer Reichsverfassung und teilweise auch zu Art. 14 GG vertre-

28 BVerfGE 38, 175 (181); 45, 63 (76); 56, 249 (266); 58, 300 (320, 322f., 324); Böh-
mer, Der Staat Bd. 24 (1985), S. 178 f., 193; Schock, Jura 1989, 114. 

2 9 BVerfGE 58, 300 ff. 
3 0 BVerfGE 24, 367 ff. 
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tene Auffassung, die Eigentumsgarantie sei ihrem wesentlichen Gehalt 
nach eine Eigentumswertgarantie und der Zugriff auf das Eigentum sei 
hinzunehmen, wenn der Betroffene nur ausreichend entschädigt werde, 
steht mit dem Sinngehalt des Art. 14 GG nicht in Einklang [...] das 
durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG gewährleistete Eigentum [muß] in seiner 
personenhaften Bezogenheit gesehen werden - als ein Freiraum für ei-
genverantwortliche Betätigung. Die Eigentumsgarantie ist nicht zu-
nächst Sach-, sondern Rechtsträgergarantie. Das Grundrecht gewährt 
vor allem die Befugnis, jede ungerechtfertigte Einwirkung auf den Be-
stand der geschützten Güter abzuwehren."3 1 

Es ist sicher keine Übertreibung, schon diese Entscheidung als weg-
weisend für die spätere „kopernikanische Wende" des Eigentumsschut-
zes auszumachen32 . Allerdings verhallten die mahnenden Worte des 
Bundesverfassungsgerichts 1968 noch ungehört. 

3. Die Allianz von BGH-Rechtsprechung und herrschender Lehre 

Das hatte sicherlich auch damit zu tun, daß der Bundesgerichtshof mit 
seiner traditionalistischen Auffassung alles andere als allein stand. Auf 
die prätorische Kraft der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes, die 
ungeachtet mancher Detailprobleme die Grundfragen des eigentums-
rechtlichen Entschädigungsrechts mit der Trias Enteignung, enteig-
nungsgleicher Eingriff und enteignender Eingriff inklusive der dazu ent-
wickelten Argumentationsfiguren geklärt zu haben schien, hat fast ein-
mütig auch die Literatur gesetzt. Sie hat den (weiten) Enteignungsbegriff 
des Bundesgerichtshofes - aus heutiger Sicht ein wenig voreilig - als das 
Resultat einer nicht mehr umkehrbaren Rechtsentwicklung gepriesen33. 
Stimmen, die schon frühzeitig der Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofes eine mit dem grundrechtlichen Eigentumsschutz nach Art. 14 GG 
inkompatible Konzeption attestierten34, wurden offenbar als quantité 
négligeable angesehen35. Der grundlegende Wechsel der Verfassungs-
rechtslage, den der Übergang von Art. 153 WRV zu Art. 14 GG mit sich 
brachte, ist jahrzehntelang kaum zur Kenntnis genommen worden. 

31 BVerfGE 24, 367 (400). 
32 Böhmer, in: J.F. Baur (Hrsg.), Das Eigentum, 1989, S. 41. 
33 So noch 1985 Wendt, Eigentum und Gesetzgebung, 1985, S. 328f. mit Fn. 177; vgl. 

noch heute dens., in: Sachs (Hrsg.), GG, 1996, Art. 14 Rn. 80. 
34 Hellsichtig Dürig, JZ 1954, 4 ff.; dazu instruktiv auch Maurer, in: FS für Günter Dü-

ng, 1990, S. 294; vgl. auch H.P. Ipsen, VVDStRL Heft 10 (1952), S. 171. 
35 So auch der Befund von Detterbeck, DÖV 1994, 273. 
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